

[image: ]



Musterbetriebsvereinbarung zum Kontinuierlichen Verbesserungsprozess (KVP)

Geschäftsleitung und Betriebsrat der ... (Name der Firma) GmbH vereinbaren gemäß § 87 Abs. 1 Nr. 12 BetrVG nachstehende Betriebsvereinbarung über den Kontinuierlichen Verbesserungsprozess (KVP):

§ 1 Geltungsbereich

(1) Diese Betriebsvereinbarung gilt für alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der ... (Name der Firma) GmbH. Sie gilt auch für Führungskräfte und Vorgesetzte und auch für Auszubildende.

(2) Nicht erfasst durch diese Vereinbarung werden Arbeitnehmererfindungen im Sinne des Gesetzes über Arbeitnehmererfindungen.

§ 2 Abgrenzung zum Betrieblichen Vorschlagswesen (BVW)

(1) Diese Betriebsvereinbarung steht neben der Betriebsvereinbarung „Betriebliches Vorschlagswesen“ und soll diese nicht ersetzen. Anregungen aus dem eigenen Arbeitsumfeld werden grundsätzlich nicht dem BVW, sondern dem KVP zugeordnet.

(2) Auf Antrag der Arbeitsgruppe oder des zuständigen Vorgesetzten kann ein KVP zum Verbesserungsvorschlag im Sinne des BVW werden.

§ 3 Inhalt der Vorschläge

Die von den KVP-Gruppen entwickelten Vorschläge betreffen deren Aufgaben- und Verantwortungsbereich. Die Vorschläge können sowohl organisatorische, wirtschaftliche als auch soziale Themen beinhalten. Gegenstand des Verbesserungsvorschlags kann alles sein, was in den Zuständigkeitsbereich der Gruppe fällt.

§ 4 Rationalisierungsschutz und Benachteiligungsverbot

(1) KVP ist kein Verfahren zum Personalabbau. Verbesserungsvorschläge, die darauf abzielen, Personal abzubauen, gelten nicht als Vorschläge im Sinne dieser Vereinbarung. Sie werden weder im Rahmen von KVP noch im Rahmen von BVW behandelt.

(2) Durch das Einreichen von Vorschlägen dürfen weder den Einreichern noch Vorgesetzten oder Führungskräften Nachteile entstehen. Eine Ausgrenzung und Diskriminierung von Frauen, Schwerbehinderten, älteren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern und ausländischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern durch KVP wird ausgeschlossen.

§ 5 Entwicklung und Behandlung der Vorschläge

(1) Die Verbesserungsvorschläge werden durch die Arbeitsgruppen für ihren eigenen Arbeits- und Verantwortungsbereich entwickelt.

(2) Hierfür steht den einzelnen Gruppen ein Zeitrahmen von 30 Minuten pro Woche während der Arbeitszeit zur Verfügung. Bei Bedarf wird der Gruppe ein größerer Zeitrahmen eingeräumt, wenn der zuständige Vorgesetzte dies befürwortet. In welcher Form der Zeitrahmen genutzt wird, entscheidet die Gruppe im Einvernehmen mit dem zuständigen Vorgesetzten. Möglich ist auch, die Zeitrahmen zusammenzufassen, sodass die Gruppe beispielsweise alle zwei Wochen über 60 Minuten verfügen kann. Auf die betrieblichen Notwendigkeiten ist Rücksicht zu nehmen. Gruppen, die in der Fertigungslinie tätig sind, müssen sich mit den vor- und nachgelagerten Arbeitsgruppen abstimmen.

(3) Die Verbesserungsideen werden von Arbeitsgruppenmitgliedern eingebracht und in der Arbeitsgruppe diskutiert bzw. von der Arbeitsgruppe entwickelt. Die Diskussionsleitung und Moderation übernimmt ein von der Arbeitsgruppe bestimmtes Mitglied. Der Arbeitsgruppe ist das erforderliche Arbeitsmaterial zur Verfügung zu stellen. Sofern sich der Arbeitsbereich der Arbeitsgruppe nicht für Besprechungen eignet, sind entsprechende Räumlichkeiten zur Verfügung zu stellen.

(4) Hat die Gruppe den Verbesserungsvorschlag ausgearbeitet, wird er dem zuständigen Vorgesetzten vorgestellt. Dieser berät gemeinsam mit der Gruppe über den Nutzen der Verbesserung. Befürworten Arbeitsgruppe und Vorgesetzter die Umsetzung, wird die Verbesserung umgehend realisiert, sofern
	
· die Kosten für die Umsetzung 2.000 EUR nicht übersteigen und

· keine anderen Arbeitsgruppen oder sonstigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter betroffen sind.

(5) Sind andere Arbeitsgruppen von der Umsetzung des Verbesserungsvorschlags ebenfalls betroffen, kann die Realisierung erst nach Abstimmung mit den Betroffenen und den zuständigen Vorgesetzten erfolgen. Zuständig für die Abstimmung zwischen den Betroffenen ist der Vorgesetzte der Arbeitsgruppe, die den Vorschlag entwickelt hat.

(6) Betrifft der Verbesserungsvorschlag ausschließlich eine andere Arbeitsgruppe, wird der Vorschlag der entsprechenden Arbeitsgruppe vorgelegt und ihr die Entscheidung überlassen, den Verbesserungsvorschlag umzusetzen bzw. einzureichen. Zuständig für die Vorlage ist der Vorgesetzte der Arbeitsgruppe, die den Vorschlag entwickelt hat.


§ 6 Prämierung

Die Prämierung der Verbesserungsvorschläge erfolgt analog der Betriebsvereinbarung „Betriebliches Vorschlagswesen". Über die Aufteilung der Prämie entscheidet die jeweilige Arbeitsgruppe.

§ 7 Beteiligung des Betriebsrats

(1) An allen Gesprächen kann ein Mitglied des Betriebsrats teilnehmen.

(2) Die Informations-, Beratungs- und Mitbestimmungsrechte des Betriebsrats werden eingehalten. 

§ 8 Einspruchsmöglichkeiten

(1) Lehnt ein Vorgesetzter die Umsetzung eines Verbesserungsvorschlags ab, muss er dies gegenüber der Arbeitsgruppe begründen. Die Arbeitsgruppe kann sich dann an den nächsthöheren Vorgesetzten wenden.

(2) Die Arbeitsgruppe kann einen Vorschlag, der von ihrem Vorgesetzten abgelehnt wird, als Verbesserungsvorschlag gemäß der Betriebsvereinbarung „Betriebliches Vorschlagswesen“ einreichen.

(3) Außerdem besteht die Möglichkeit der Beschwerde beim Betriebsrat gemäß §§ 84 und 85 BetrVG.

§ 9 Qualifizierung

(1) Für den Erfolg von KVP ist eine entsprechende Qualifizierung aller Beteiligter unverzichtbar. 

(2) Alle Führungskräfte und Vorgesetzten nehmen an einem zweitägigen Kurs über KVP teil. 

(3) Alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nehmen an einem eintägigen Workshop teil.
 
(4) Sollten darüber hinaus zusätzliche Weiterbildungsmaßnahmen erforderlich sein oder werden, sind diese durch den zuständigen Vorgesetzten bei der Personalabteilung zu beantragen. 


..., den ...

_______________________

______________________

(Geschäftsleitung)

(Betriebsrat)
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